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1. Ausschreibung „Luise – Österreichischer Pflege- und Betreuungspreis 2015“
Österreich ist ein Sozial- und Wohlfahrtsstaat. Das bedeutet auch, dass die Themen Betreuung und Pflege in unserem Land einen hohen Stellenwert haben. Die daraus resultierenden Probleme werden immer wieder erörtert. Vor allem große finanzielle und personelle Belastung in professionellen Einrichtungen sind immer wieder Diskussionsthemen.

In Anbetracht einer stets steigenden Verschuldung des Staates bleiben entsprechende Forderungen zu Kostenreduktionen in diesem Bereich nicht aus. Dem gegenüber steht eine immer größer werdende Anzahl an pflegebedürftigen Personen. Vielfach geht dies auf Kosten und Lebensqualität der Menschen, die einer dementsprechenden Unterstützung bedürfen.

Jedoch findet Betreuung und Pflege nicht nur in Institutionen und Einrichtungen statt, sondern vielfach und unbemerkt in den eigenen vier Wänden, der eigenen Familie. 
Es gibt immer wieder Menschen, die sich dazu entscheiden, im häuslichen Rahmen zu betreuen und zu pflegen – vor allem, wenn es um Angehörige geht. 

Vertrauen, persönliches Engagement, Leidenschaft, Emotionen, die persönliche Komponente und Kompetenz usw. – das sind Gründe, warum hilfsbedürftige Menschen den familiären Rahmen sehr oft schätzen und bevorzugen. All das geschieht oft abseits der Öffentlichkeit und unentgeltlich. Diese Hilfe hat einen enorm hohen Stellenwert und ist besonders wertvoll und wichtig. Jedoch findet eine Leistungsabgeltung oder gar eine (immaterielle) Anerkennung kaum statt.
Neben den Menschen, die diese Betreuungsarbeit leisten, ist es aber auch sehr wichtig, dass vielfach die eigentliche Arbeitsstelle dieses Engagement zum Teil mittragen muss/soll. „Denn für MitarbeiterInnen, die einen Pflegefall in der Familie haben, ist es von Bedeutung, Verständnis und Unterstützung durch den Arbeitgeber zu erhalten.“

Um die Arbeit der Menschen zu würdigen, die einen großen Teil der häuslichen Pflege – das sind vorwiegend Frauen – leisten bzw. die in der Freiwilligenarbeit tätig sind, wurde im Jahr 2006 der österreichische Pflege- und Betreuungspreis ins Leben gerufen. „Pflege und Betreuung passiert oft still und leise in den eigenen vier Wänden – wir rücken diese besonders herausfordernde Aufgabe ins Rampenlicht.“, erklärt Volkshilfe-Geschäftsführer Mag. (FH) Erich Fenninger. 
Auch in diesem Jahr werden wieder Menschen und Unternehmen gesucht, die den Pflege- und Betreuungspreis „Luise“ gewinnen können.
„Die Volkshilfe Österreich will mit der Luise aktuelle Projekte, Aktivitäten, Initiativen sowie das Engagement von Personen prämieren. Ausgezeichnet werden ausschließlich Unterstützungsleistungen, Entlastungsangebote und Inititativen, die schon in die Praxis umgesetzt wurden sowie individuelles Engagement. Theoretische Konzepte werden nicht berücksichtigt.“

In diesem Jahr werden erstmals Preise in vier Kategorien vergeben:

· Kategorie 1: Pflege- und Betreuungspreis für pflegende Angehörige
· Kategorie 2: Ehrenamtliche HelferInnen
· Kategorie 3: Unternehmen, die Verantwortung im Pflege- und Betreuungsbereich übernehmen
· Sonderpreis: Pflegende Kinder und Jugendliche sowie deren UnterstützerInnen
Die Anmeldung bzw. Nominierung kann über den entsprechenden Link der jeweiligen Kategorie erfolgen. Sie können den Bewerbungsfolder hier online herunterladen und diesen postalisch verschicken. 

Weitere Informationen erhalten Sie unter http://pflegepreis.at 
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Informationen entnommen aus:

https://www.volkshilfe.at/pflegepreis 

2. Wheelmap erweitert Service – Toilettenabfrage zur Zugänglichkeit
Im September 2010 ging „Wheelmap.org“ online. Auf dieser OpenStreetMap können RollstuhlfahrerInnen und Menschen mit einer Gehbeeinträchtigung auf einer freien, editierbaren digitalen Weltkarte rollstuhltaugliche Orte auf www.wheelmap.org suchen, markieren bzw. eintragen. Ziel ist es, dass betroffene Menschen ihr persönliches Wissen in Bezug auf Barrierefreiheit in der eigenen Umgebung für andere Menschen zugänglich machen.

Menschen mit Rollstühlen, Rollatoren, Gehbeeinträchtigungen etc. nehmen am öffentlichen Leben aktiv teil und sind dadurch auch überall unterwegs, sei es in der Stadt, am Land, oder im Urlaub etc. Aber sie sind stets mit denselben Fragen konfrontiert: Komm‘ ich dort überhaupt hinein? Gibt es überhaupt ein Café, Lokal, Kino etc., das für mich zugänglich ist? 

Nahezu jeder betroffene Mensch kennt einen rollstuhlgerechten Platz…in Summe ergibt das zig tausende rollstuhlgerechte Orte weltweit. Alle NutzerInnen können auf die Daten zugreifen. Alle registrierten NutzerInnen können außerdem neue Orte anlegen. Weiters kann mittels eines einfachen Ampelsystems der jeweilige Ort in puncto Rollstuhltauglichkeit bewertet werden (Ja, Teilweise, Nein, Unbekannt).

Als neuen Service kann nun auf Wheelmap eingetragen werden, ob ein Lokal/Cafe/Restaurant über eine rollstuhlgerechte Toilette verfügt oder nicht.

Das Online-Portal „Wheelmap“ kann als Desktopversion auf dem Computer genutzt werden. Es gibt die Möglichkeit die Internetseite über ein browserfähiges Handy zu nutzen. Weiters gibt es Wheelmap auch als App für Android und iPhone. Die Benutzung des Portals ist kostenfrei.

Weitere Informationen erhalten Sie unter http://wheelmap.org/ 

Informationen entnommen aus: 

http://www.oeziv.org/?nID=69&Show=BlogDetail&blID=98 

3. Rehadat Austria – Hilfsmittelübersicht auf Infoportal 

Menschen mit einer physischen Beeinträchtigung sind oft auch auf Hilfsmittel angewiesen. Der eine Mensch kann sich ohne einen elektrischen Rollstuhl unmöglich selbst fortbewegen, ein anderer wiederum kann ohne Orthese nicht oder nur schlecht gehen, andere Menschen können z.B. nur mittels einer Greifzange Gegenstände aufheben usw.

All diesen Menschen ist gemein, dass durch die Verwendung von passenden Hilfsmitteln die Lebensqualität in hohem Maße steigt.

Eine große Nachfrage nach unterschiedlichen Hilfsmitteln bringt eine große Anzahl an nationalen und internationalen AnbieterInnen und ProduzentInnen mit sich. Je größer der Markt, umso größer und meist unübersichtlicher sind auch die Kategorien und Angebote bei Hilfsmitteln. Hier den Überblick zu bewahren, ist nahezu unmöglich. Vor allem gibt es auch Hilfsmittel von deren Existenz viele Betroffene gar nichts wissen oder es ihnen nicht bewusst ist. Hier gilt es, einen Überblick zu schaffen, um eine größtmögliche Anzahl an Möglichkeiten aufzuzeigen.

Hier wurde nun die Internetplattform Rehadat Österreich – www.rehadataustria.at ins Leben gerufen. Seit 4. Mai 2015 können entsprechende Abfragen getätigt werden. „Ob zur Förderung der Mobilität oder der Kommunikation, zur Unterstützung im Haushalt oder bei der medizinisch-therapeutischen Versorgung, der Zugang zu individuell angepassten Hilfsmitteln ist entscheidend für ein selbständiges Leben und die gesellschaftliche Teilhabe.“

Auf dieser Internetseite können Detailinformationen über ca. 21.000 Hilfsmittel und/oder von ca. 2000 unterschiedlichen HerstellerInnen abgerufen werden.

Derzeit gibt es drei Möglichkeiten, um eine Suchanfrage zu starten: 

· „Eingabe von Stichworten, wobei alle Produkte erscheinen die das Stichwort in der Produktbezeichnung haben (bei „Rollstuhl“ also auch Rollstuhl-Sitzkissen)“
· „Suche auf Basis der Kategorien der ISO-Norm 9999 „Hilfsmittel für Menschen mit Behinderungen“, wobei alle in die gegebene Kategorie fallenden Hilfsmittel erscheinen. (bei 12 22 etwa alle manuellen Rollstühle)“
· „Eingabe des Herstellers, wobei alle Produkte eines Herstellers erscheinen“


Als weitere Filterfunktion soll es zukünftig möglich sein eine Suchanfrage zu starten, wo in der näheren Umgebung das entsprechende Hilfsmittel angeboten wird. „Auch österreichische Produzenten [sic!] von Hilfsmitteln und assistierenden Technologien werden die Möglichkeit haben, ihre Angebote hinzuzufügen.“

Mit dieser Plattform sollen sich sowohl ProfessionistInnen, wie auch Menschen mit Beeinträchtigungen, Angehörige, Freunde etc. einen Überblick schaffen oder auch Alternativen zu bestehenden Hilfsmitteln suchen können.

Weitere Informationen finden Sie auf www.rehadataustria.at
Informationen entnommen aus:

Infoletter der ÖAR - 20.5.2015

4. „Gutachten über die aus dem UN-Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen erwachsenden Verpflichtungen Österreichs“ veröffentlicht
Die UNO verabschiedete im Dezember 2006 die Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderung (UN-Behindertenrechtskonvention). Durch die Ratifizierung der Konvention und des Zusatzprotokolls werden die Bestimmungen der Konvention in den jeweiligen Staaten rechtsverbindlich. In Österreich trat die Konvention am 26. Oktober 2008 in Kraft. „Das Übereinkommen konkretisiert und spezialisiert die allgemeinen Menschenrechte in Hinblick auf Menschen mit Behinderung. Zeitgleich ist in Österreich auch das Fakultativprotokoll zur Behindertenrechtskonvention, das insbesondere eine Individualbeschwerde auf internationaler Ebene bei schwerwiegenden Verletzungen der Konvention ermöglicht, in Kraft getreten.“
Die Europäische Union hat am 23. Dezember 2010 als staatenübergreifende Organisation die Konvention ebenfalls unterschrieben. Somit sind alle Institutionen der EU, wie die Kommission, das Parlament und der Rat, verpflichtet, die Rechte von BürgerInnen mit Behinderungen umzusetzen.

Viele Forderungen und Rechte wurden mittlerweile in nationales Recht umgesetzt. Jedoch gibt es auch viele offene Punkte, die nur schleppend oder nicht umgesetzt werden. Oft grundlegende BürgerInnenrechte scheinen im Bürokratiedschungel unterzugehen. Hier stellt sich immer wieder die Frage der Umsetzung dieser Rechte bzw. der Einklagbarkeit derselben.

Hier liegt – vor allem für Laien – ein nahezu unüberschaubares Konstrukt an Paragraphen und Bestimmungen vor.
Das Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz hat im Oktober 2014 die Rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Innsbruck beauftragt, ein „Gutachten über die aus dem UN-Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen erwachsenden Verpflichtungen Österreichs“ zu erstellen.
Dieses Gutachten wurde nun fertig gestellt und der Öffentlichkeit präsentiert.

Inhaltlich wird im Gutachten differenziert zwischen Rechten und Umsetzungen in der nationalen Gesetzgebung und den rechtlichen Aspekten von Seiten der Europäischen Union. 
Die Expertise führt aus, dass Österreich den Staatsvertrag (= UN-Konvention) in Form eines Erfüllungsvorbehaltes beschlossen hat. Das bedeutet, dass die Bestimmungen in der UN-Konvention durch Gesetze umgesetzt werden müssen. In weiterer Folge können Einzelne keinerlei Bestimmungen aus der Konvention rechtlich geltend machen (sofern sie nicht bereits gesetzlich verankert wurden).

„Das Völkerrecht überlässt es grds [Anm.: grundsätzlich] den Staaten zu bestimmen, welche innerstaatlichen Wirkungen sie einem völkerrechtlichen Vertrag zuerkennen. Dies schließt namentlich die Entscheidung darüber ein, ob seine Bestimmungen unmittelbar anwendbar sein sollen, dh ob sie von innerstaatlichen Gerichten und Verwaltungsbehörden zur unmittelbaren Entscheidungsgrundlage gemacht werden können und/oder Rechtsunterworfenen sich vor Gerichten und Behörden unmittelbar auf Rechte aus einem völkerrechtlichen Vertrag berufen können.“

Dies bedeutet, dass die Bestimmungen und Verpflichtungen der Konvention nur den Gesetzgeber treffen, dies aber nur insoweit, als er diese auch im österreichischen Recht verankert. Sollte der Staat seinem Auftrag nicht nachkommen, sind keine Sanktionen vorgesehen („Da es im Bereich des Völkerrechts auch keinen „Weltgerichtshof“ gibt, der die Einhaltung völkerrechtlicher Regelungen überwachen könnte, bleibt als Sanktionsmöglichkeit nur die Staatenverantwortlichkeit“).
Weiters besteht auch die „verfassungsrechtliche Pflicht zur völkerrechtskonformen Interpretation“. Das bedeutet: „Verwaltungsbehörden und Gerichte müssen also Rechtsnormen, wenn diese mehrere Interpretationsmöglichkeiten zulassen, so auslegen, dass sie mit der UN-Behindertenrechtskonvention übereinstimmen.“

Ein weiterer wichtiger Aspekt der Rechtslage besteht im Zusammenhang der Europäischen Union als Unterzeichner der UN-Konvention (ohne Fakultativprotokoll). In der EU gibt es keinen Erfüllungsvorbehalt. Dadurch „(…) gilt die Konvention als EU-Recht in allen Mitgliedstaaten – und somit auch in Österreich – unmittelbar und vorrangig vor dem innerstaatlichen Recht. Das heißt Verwaltungsbehörden und Gerichte können und müssen die Konvention als Rechtsgrundlage für ihre Entscheidungen heranziehen“.

Wenn in diesem Fall der Einzelne ein Recht aus der Konvention einklagen will, muss dies von Fall zu Fall einzeln entschieden werden. „Ausschlaggebend ist dabei, ob die Vorschrift, auf die sich der Einzelne stützen will, eine hinreichend klare und eindeutige Handlungs- oder Unterlassungspflicht für den Vertragsstaat normiert und ob sie der Behörde/dem Gericht ein Ermessen einräumt oder eine Frist vorsieht.“
Auch gibt es die Verpflichtung, dass die nationalen Gerichte und Behörden ihre Gesetze gemäß der Auslegung der Europäischen Union ausrichten müssen. „Die nationalen Behörden und Gerichte müssen alles tun, was in ihrer Zuständigkeit liegt, um die volle Wirksamkeit der fragliche EU-Rechtsnorm zu gewährleisten und zu einem Ergebnis zu gelangen, das mit dem von der EU-Rechtsnorm verfolgten Ziel übereinstimmt.“

Die mögliche Diskrepanz zwischen Bestimmungen der UN-Konvention, dem EU-Recht und dem österreichischem Recht wird im „Gutachten über die aus dem UN-Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen erwachsenden Verpflichtungen Österreichs“ genau ausgeführt.

Sie können das Gutachten hier kostenlos herunterladen. 

PS: Für die Richtigkeit meiner Zusammenfassung zum Thema „Gutachten über die Verpflichtungen Österreichs aus der UN-Behindertenrechtskonvention“ übernehme ich keine Haftung. Ich habe nach besten Wissen und Gewissen recherchiert.

Informationen entnommen aus:

http://www.behindertenarbeit.at/43738/welche-verpflichtungen-entstehen-dem-staat-oesterreich-aus-der-un-brk/
5. Nachtrag zum Newsletter 07/2015 der Anwaltschaft für Menschen mit Behinderung: 
zu Punkt 2: Tagung „Was kann/soll Unterstützung und Vertretung für Menschen in besonderen Lebenslagen leisten?“

Die Tagung „Was kann/soll Unterstützung und Vertretung für Menschen in besonderen Lebenslagen leisten?“ findet am 16. September 2015, von 10:00 bis 15:00 Uhr statt.
Genauer Veranstaltungsort:
Festsaal des Oberlandesgerichts,1. Stock, Marburger Kai 49, 8020 Graz
F.d.I.v.: Gernot Bisail

------------------------------------------------------------------

Amt der Steiermärkischen Landesregierung
Anwaltschaft für Menschen mit Behinderung
Joanneumring 20A
8010 Graz
Telefon.: 0316/877-2745
Fax: 0316/877-5505

E-Mail: amb@stmk.gv.at
Internet: www.behindertenanwalt.steiermark.at
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